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Liebe Leserinnen und Leser, 

 
Neben dem Gesetz zur Lohngerech-
tigkeit haben wir Verbesserungen in 
der gesetzlichen Rente, wie die soli-
darische Lebensleistungsrente und 
die Angleichung der Ost- und West-
renten, auf den Weg gebracht.  
 
Auch das Bundesteilhabegesetz und 
das Gesetz gegen den Missbrauch bei 
Werkverträgen und Leiharbeit sind 
jetzt auf den Weg gebracht worden. 
Die SPD-Bundestagsfraktion wird 
nicht locker lassen und sich für gute 
Arbeit einsetzen. Die nächsten politi-
schen Ziele sind bereits auf unserer 
Agenda. Wir benötigen deutlich mehr 
Tarifbindung und Mitbestimmung. 
Wir werden auch neue Antworten auf 
Fragen zu Arbeitsschutz, Arbeitsplatz-
sicherheit und soziale Absiche-
rung  geben müssen.  
 
Bei den abschließenden Beratungen 
zum Bundeshaushalt 2017 haben wir 
uns mit der Union auf ein vernünfti-
ges Gesamtpaket verständigen.  

Ich meine, an-
gesichts der 
guten Haus-
haltslage gilt 
es, verantwor-
tungsvoll die 
Grundlagen zu 
schaffen, damit Deutschland auch 
künftig ein erfolgreiches und gerech-
tes Land bleibt: Das ist der Grund, 
warum wir eine gemeinsame Kraftan-
strengung von Bund, Ländern und Ge-
meinden für eine bessere Bildung an 
unseren Schulen gefordert haben. 
 
Unsere Fraktion hat sich dafür einge-
setzt, dass der Bund im Rahmen ei-
ner solchen nationalen Bildungsalli-
anz zusätzliche Mittel bereitstellt, 
etwa für die Sanierung, Modernisie-
rung und eine bessere Ausstattung 
von Schulen sowie für den flächen-
deckenden Ausbau der Schulsozialar-
beit an Ganztagsschulen. 
 

Unser Ziel ist es: Alle Kinder sollen 
von Beginn an die Chance auf ein gu-
tes Leben haben. Deshalb wollen wir 
auch gezielt die Unterstützung für Al-
leinerziehende verbessern und die 
Leistungen des Unterhaltsvorschusses 
und des Kinderzuschlags erhöhen. 

 

Ich meine: 

Angesichts der guten Haus-
haltslage gilt es, verantwor-
tungsvoll die Grundlagen zu 
schaffen, damit Deutschland 
auch künftig ein erfolgreiches 
und gerechtes Land bleibt. 
Wir brauchen eine gemein-
same Kraftanstrengung von 
Bund, Ländern und Gemein-
den für eine bessere Bildung 
an unseren Schulen. 



 

 

 

Wirtschaftsempfang der SPD-Bundestagsfraktion - 

Investitionen in Innovationen und wirtschaftlichen Erfolg 

Am Mittwoch fand zum fünften Mal 
der Wirtschaftsempfang der SPD-
Bundestagsfraktion statt. Rund 800 
Teilnehmer trafen sich im Reichstags-
gebäude in Berlin.  
Der diesjährige Wirtschaftsempfang 
der SPD-Fraktion im Bundestag stand 
ganz im Zeichen des Themas Investi-
tionen. Zusammen mit rund 800 Gäs-
ten aus Unternehmen, Gewerkschaf-
ten, Betriebsräten und Wissenschaf-
ten diskutierten die Abgeordneten 
darüber, wo öffentliche Investitionen 
vorrangig eingesetzt werden sollten 
und wie private Investitionen ange-
stoßen werden können. Als Haupt-
redner traten neben dem Vorstands-
vorsitzenden von SAP Bill McDermott, 
auch die international renommierte 
Ökonomin Mariana Mazzucato, Bun-
deswirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
und SPD-Fraktionschef Thomas Op-
permann auf. 

Michael Thews zeigte sich begeistert: 
α5ƛŜ wŜǎƻƴŀƴȊ ŀǳŦ ŘŜƴ ²ƛǊǘǎŎƘŀŦǘǎπ
empfang war riesengroß. Es ist deut-
lich geworden, dass wir in Deutsch-
land eine doppelte Investitionsstrate-
gie brauchen: Investitionen in Innova-
tionen und wirtschaftlichen Erfolg 
sind genauso wichtig, wie Investitio-
nen in gesellschaftlichen Zusammen-
Ƙŀƭǘ ǳƴŘ ƛƴŘƛǾƛŘǳŜƭƭŜ [ŜōŜƴǎŎƘŀƴŎŜƴΦά 
 

 α!ǳŎƘ ŦǸǊ ǳƴǎŜǊŜ wŜƎƛƻƴ ōǊŀǳŎƘŜƴ 
wir mehr öffentliche Investitionen ς 
zum Beispiel in die Modernisierung 
ǳƴǎŜǊŜǊ {ŎƘǳƭŜƴΦά CǸǊ Ŝƛƴ ƎŜƳŜƛƴǎŀπ
mes Schulmodernisierungs-Pro-
gramm von Bund, Ländern und Kom-
munen wolle die SPD in den nächsten 
fünf Jahren 9 Milliarden Euro aus 
dem Bundeshaushalt zur Verfügung 
stellen. 

 

Ich meine: 

Auch für unsere Region brau-
chen wir mehr öffentliche In-
vestitionen ς zum Beispiel in 
die Modernisierung unserer 
Schulen: Dafür wollen wir in 
den nächsten Jahren 9 Millio-
nen Euro in die Hand nehem.  



Jahresbericht der Bundesregierung zum 

Stand der Deutschen Einheit 2016   

Die Wirtschaftskraft pro Einwohner in 
den neuen Bundesländern erreicht 
nur 72,5 Prozent von Westdeutsch-
land. Auch die Steuerkraft unter-
scheidet sich deutlich. Der aktuelle 
Jahresbericht zur Deutschen Einheit 
macht den beeindruckenden Aufhol-
prozess der neuen Bundesländer in 
den zurückliegenden Jahrzehnten 
deutlich. Trotz dieser Fortschritte ist 
die wirtschaftliche und soziale Anglei-
chung allerdings immer noch nicht 
abgeschlossen:  
Für uns steht deshalb fest: Die ost-
deutschen Länder sind weiter in be-
sondere Weise auf den Finanzaus-
gleich und Mittel aus dem Solidarpakt 
II angewiesen. Diese besonderen För-
derbedarfe sind daher auch nach 
Auslaufen des Solidarpakts II in einem 
neuen gesamtdeutschen Fördersys-
tem zu berücksichtigen, das sich künf-
tig nicht mehr an der Himmelsrich-
tung, sondern an der Strukturschwä-
che der Regionen orientieren muss.   

Besorgniserregend ist der im Jahres-
bericht zur Deutschen Einheit festge-
stellte hohe Zuwachs an extremisti-
scher Gewalt und fremdenfeindlicher 
Übergriffe. Es wäre jedoch falsch, die 
Diskussion über diese Probleme nach 
einem Ost-West-Schema zu führen. 

Denn klar ist: Die große Mehrheit der 
Menschen in unserem Land ist nicht 
fremdenfeindlich oder rechtsextrem 
ς weder im Westen noch im Osten 
der Bundesrepublik. 

 

Deutsche Umwelthilfe:  

Weniger ist mehr –Schluss mit dem Müll 

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) 
setzt sich im Bereich Kreislaufwirt-
schaft seit vielen Jahren für die Ver-
meidung von Verpackungsabfällen 
und den effizienten Umgang mit Res-
sourcen ein. Weil in Deutschland jähr-
lich über 17 Millionen Tonnen Verpa-
ckungsmüll anfallen und hierzulande 
20 Prozent mehr Abfall produziert 
wird als im europäischen Durch-
schnitt, startete die DUH im Februar 
dieses Jahres die Kampagne α²Ŝƴƛπ
ger ist mehr ς Schluss mit dem 
aǸƭƭΗά.  
Ziel der Kampagne ist die Verringe-
rung des Ressourcenverbrauchs 
durch umweltfreundliche Produkte 
und Verpackungen. Das Projekt rich-
tet sich an große Supermarkt- und 
Drogerieketten, weil Sie eine beson-
ders wichtige Rolle beim Verbrauch 
von Ressourcen einnehmen, denn 

durch die Auswahl und das Angebot 
von Produkten haben Sie erheblichen 
Einfluss auf deren Gestaltung und 
Verpackung. Ressourceneffizienz und 
Kreislaufwirtschaft sind Wege, um ne-
gative Einflüsse auf die Umwelt zu 

senken und den Rohstoffverbrauch 
nachhaltig zu gestalten.  
Im DUH-Büro fand jetzt ein Gespräch 
statt, bei dem die Möglichkeiten und 

Ich meine: 

Die demokratische Mehrheit 
im ganzen Land ist gefordert, 
sich gegen Rassismus, Intole-
ranz und Ausgrenzung ande-
rer zu stellen. Wir alle stehen 
in der Verantwortung, den 
Zusammenhalt unserer Ge-
sellschaft zu bewahren und 
solchen Kräften Einhalt zu ge-
bieten, die unser Land spalten 
wollen. Die große Mehrheit in 
unserem Land ist nicht frem-
denfeindlich oder rechtsext-
rem.  

Ich meine: 

Mit dem Verpackungsgesetzt 
schaffen wir es noch in dieser 
Legislaturperiode, höhere Re-
cyclingquoten zu schaffen  
und verbesserte Kontrollen zu 
installieren. Nach meiner Vor-
stellung sollen wir einen Fond 
bilden, aus dem Vermei-
dungsstrategien und gut zu 
recycelnde Produkte geför-
dert werden können. 

 

https://www.beauftragte-neue-laender.de/BNL/Redaktion/DE/Downloads/Publikationen/Berichte/jahresbericht_de_2016.html
https://www.beauftragte-neue-laender.de/BNL/Redaktion/DE/Downloads/Publikationen/Berichte/jahresbericht_de_2016.html
https://www.facebook.com/MichaelThewsMdB/photos/a.702577306513964.1073741828.702563316515363/960761660695526/?type=3


Wege erörtert wurden, wie wir zu 
weniger Verpackungen und ressour-
cen-ineffizienten Produkten in Super-
märkten kommen. Eingeladen wer-
den alle großen Supermarkt- (Rewe, 
Edeka, Aldi, Lidl, Real) und Drogerie-
marktketten (dm, Rossmann, Müller, 

Budni), Verbraucherzentrale Bundes-
verband, Umweltschutzverbände, 
Umweltbundesamt, Umweltministe-
rium, Handelsverband, Markenver-
band und ich als Berichterstatter für 
Kreislaufwirtschaft der SPD-Bundes-
tagsfraktion. 

Hier geht es zu der Studie über we-

niger Ressourcenverbrauch in Su-

permärkten.  

http://www.duh.de/é/160201_Cut-

ting_the_Crap_Ressourceneffizé 

 

Rentenübergänge altersgerecht gestalten  

Am Donnerstag hat der Deutsche 
Bundestag in erster Lesung das Ge-
setz zu flexiblen Übergängen in Rente 
beraten. Übergänge vom Erwerbs- ins 
Rentenalter werden damit erleichtert 
und altersgerecht gestaltet. Das Ge-
setz trägt eine klare sozialdemokrati-
sche Handschrift. 

Wir leisten mit diesem Gesetz einen 
ganz wesentlichen Beitrag, damit 
Menschen gesund und selbstbe-
stimmt in Rente gehen können. Wir 
wollen, dass Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gesund und fit das 
Rentenalter erreichen und nicht wie 
bisher aus gesundheitlichen Gründen 
aus dem Arbeitsleben ausscheiden 
müssen, arbeitslos werden oder auf 
Erwerbsminderungsrente angewiesen 
sind. Daher haben wir uns für die 
Stärkung von Prävention, Rehabilita-
tion und Nachsorge eingesetzt. Ein in-
dividueller berufsbezogener Gesund-
heitscheck ab dem 45. Lebensjahr 

dient dazu, Rehabilitations- und Prä-
ventionsbedarfe frühzeitig zu erken-
nen und individuell zugeschnittene 
Maßnahmen aus dem Gesundheits- 
wie dem Arbeitsmarktbereich anzu-
bieten. 

Weiterhin wird der Renteneintritt in-
dividueller und flexibler ausgestaltet. 
Die Teilrente kann stufenlos in An-
spruch genommen werden. Ein einfa-
ches Anrechnungsmodell ersetzt die 
bisherigen Hinzuverdienstgrenzen. 
Dabei sind 6.300 Euro jährlich anrech-
nungsfrei, jeder Verdienst darüber 
hinaus wird mit 40 Prozent auf die 
Rente angerechnet. Das ist für die Be-
schäftigten eine gute Alternative zu 
einem vorzeitigen und abrupten Aus-
stieg aus dem Arbeitsleben. Jetzt 
kann der Übergang in die Rente glei-
tend und passend zur individuellen 
Lebensplanung erfolgen. 

Überdies schließen wir eine große 
Gerechtigkeitslücke und entschärfen 
die sogenannte Zwangsverrentung im 
SGB II. Wenn SGB II-Bezieher auf-
grund von Abschlägen der Bezug von 
Altersgrundsicherung droht, können 
diese künftig nicht mehr vorzeitig in 
Rente geschickt werden. Damit be-
kämpfen wir Altersarmut.  

 

Kernbrennstoffsteuer muss über die  

gesamte Restlaufzeit festgeschrieben werden  

Ende 2016 läuft die Kernbrenn-
stoffsteuer für die Betreiber von 
Atomkraftwerken aus. Diese Steuer 
wurde 2011 auf Drängen der SPD von 
der schwarz-gelben Koalition auf den 
Weg gebracht. Heute zeigt sich, dass 
die Befristung auf Ende 2016 ein Feh-
ler gewesen ist. Natürlich hätte man 
die Kernbrennstoffsteuer über die ge-
samte Restlaufzeit festschreiben müs-
sen. Die Versäumnisse von Schwarz-

Gelb müssen jetzt dringend besei-
tigt werden. Ich bin der Meinung, 
dass eine Verlängerung der Steuer 
über die gesamte Restlaufzeit rich-
tig ist. In den Koalitionsverhandlun-
gen konnte darüber aber mit der 
Union keine Einigung erzielt wer-
den. Wir so häufig blockiert die 
CDU. Sie will die Energiekonzerne 
wieder einmal schonen. 
 

Ich meine: 

Wir leisten mit diesem Gesetz 
einen ganz wesentlichen Bei-
trag, damit Menschen gesund 
und selbstbestimmt in Rente 
gehen können.   Ein einfaches 
Anrechnungsmodell ersetzt 
die bisherigen Hinzuver-
dienstgrenzen. Dabei sind 
6.300 Euro jährlich anrech-
nungsfrei. 

http://www.duh.de/fileadmin/_migrated/content_uploads/160201_Cutting_the_Crap_Ressourceneffizienz_in_Supermaerkten_01.pdf
http://www.duh.de/fileadmin/_migrated/content_uploads/160201_Cutting_the_Crap_Ressourceneffizienz_in_Supermaerkten_01.pdf
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Navigation/2_Rente_Reha/01_Rente/03_vor_der_rente/04_rentenbeginn/00_rentenbeginn_node.html
https://www.bundestag.de/blob/390426/1cb5139773f20d71b961850dff92bac7/kernbrennstoffsteuer-data.pdf
https://www.bundestag.de/blob/390426/1cb5139773f20d71b961850dff92bac7/kernbrennstoffsteuer-data.pdf


Außerdem steht eine Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts über 
einen Normenkontrollantrag zur 
Kernbrennstoffsteuer aus. Darin wird 
geprüft, ob der Bund über die Gesetz-

gebungskompetenz für die Einfüh-
rung der Steuer verfügte. Eine Ent-
scheidung wird noch in diesem Jahr 
erwartet. Bevor über eine neuerliche 
Initiative zur Verlängerung der Kern-
brennstoffsteuer entschieden werden 

kann, muss der Ausgang dieses Ver-
fahrens abgewartet werden. Nach 
wie vor halten wir eine Verlängerung 
der Steuer sachlich für gerechtfertigt. 

 

 

Weniger Zucker, Salz und Fett  

sollen gesunde Ernährung erleichtern 

In der Fachkonferenz der SPD-
Bundestagsfraktion haben die 
geladenen Ernährungsexper-
ten bestätigt: Eine Nationale 
Reduktionsstrategie kann mit 
der Erarbeitung von zucker-, 
fett- und salzärmeren Rezep-
turen für Lebensmittel einen 
wichtigen Beitrag dazu leisten, 
gesunde Ernährung zu erleich-
tern. Wir brauchen Lebensmit-
tel, die weniger Zucker, Fett 
und Salz enthalten.  

Ernährungsbedingte Krankheiten wie 
zum Beispiel Diabetes Typ II nehmen 
rasant zu. Auf unsere Initiative hin 
hat deshalb die Koalition eine natio-
nale Reduktionsstrategie für Zucker, 
Fett und Salz beschlossen. Denn bei 
verarbeiteten Lebensmitteln können 
verbesserte Rezepturen einen wichti-
gen Beitrag zu gesünderem Essen 
leisten. 

Zwei Millionen Euro haben wir im  
letzten Haushalt für die Reduktions-
strategie durchgesetzt. Damit werden 

Forschungsprojekte unterstützt, die 
allerdings erst in circa zwei Jahren ab-
geschlossen sein werden.   

Wir brauchen eine Aufstockung der 
Mittel für die Reduktionsstrategie. 
Außerdem benötigen wir die Einrich-
tung einer Koordinierungsstelle, bei 
der die Ergebnisse von Forschungs-
projekten zusammenfließen und 
durch unabhängige Mediziner, Ernäh-
rungswissenschaftler und Verbrau-
cherforscher bewertet werden. Diese 

sollen auch eine regelmäßige 
Evaluierung der Reduktions-
strategie vornehmen. 

Eine zügige wissenschaftliche 
Erarbeitung von Reduktions-
zielen für verschiedene Pro-
duktgruppen, die nicht allein 
die EU-Vorgaben sondern 
auch die nationalen Verzehr-
gewohnheiten berücksichti-
gen, muss gewährleistet sein. 

 Damit können Verbraucher solche 
Produkte auf einen Blick erkennen, 
und Unternehmen haben einen An-
reiz, an der zunächst freiwilligen Re-
duktionsstrategie teilzunehmen. 

Die Reduktionsstrategie sollte zeitnah 
in ein Gesamtkonzept zur gesunden 
Ernährung eingebettet werden, das 
um weitere Maßnahmen wie eine 
klare, für Verbraucher verständliche 
Nährwertkennzeichnung und eine für 
alle zugängliche gesunde Kita- und 
Schulverpflegung ergänzt werden 
muss.

 

Erbschaftsteuer: Die SPD hat  

Kernforderungen durchgesetzt 

Der Erhalt von Arbeitsplätzen sowie 
eine gerechte, verfassungsfeste Be-
steuerung vererbter Firmenvermö-
gen. Das war und ist unsere Kernfor-
derung und die haben wir durchge-
setzt. 
 

 Wir haben bei der Erbschaftssteuer 
das mit der Union mögliche erreicht. 
Unterm Strich können wir deshalb 
mit der vereinbarten Neufassung der 
Erbschaftssteuer zufrieden sein. Denn 
wir beenden damit die vom Bundes-

verfassungsgericht zu Recht als ver-
fassungswidrig beanstandeten Steu-
erprivilegien im Erbfall bei großen bis 
sehr großen Firmenvermögen. Gleich-
zeitig haben wir dafür gesorgt, dass 



die Belange kleiner Betriebe und Fa-
milienunternehmen ausreichend be-
rücksichtigt werden. 
   
Im Vergleich zum Bundestagsbe-
schluss hat die SPD im Vermittlungs-
ausschuss nochmals Verbesserungen 
erreicht: Bei der Berechnung des Un-
ternehmenswertes wird der Kapitali-
sierungsfaktor auf 13,75 angehoben. 

Damit erhöht sich das Steueraufkom-
men aus der Erbschaftssteuer. Für Fa-
milienunternehmen wurde zudem 
eine neue Bereicherungsgrenze ein-
gezogen. Darüber hinaus haben wir 
gegen den Widerstand der CSU bei 
der Stundung eine sinnvolle Regelung 
durchgesetzt: Künftig kann die Erb-
schaftssteuer nur dann für maximal 
sieben Jahre gestundet werden, 

wenn die Fortführung des Betriebs 
und der Erhalt der Arbeitsplätze gesi-
chert sind. Und diese Stundung ist für 
die Erben anders als bisher nur noch 
im ersten Jahr zinsfrei. Außerdem 
wird künftig klargestellt: Luxusgüter 
wie Kunstsammlungen oder Edel-
steine oder Yachten werden nicht als 
Betriebsvermögen steuerlich begüns-
tigt.   

 

Antibiotika -Resistenzen vermindern  

Die zunehmende Entwicklung von An-
tibiotika-Resistenzen stellt weltweit 
ein bedrohliches hochkomplexes 
Problem dar. Es besteht zunehmend 
das Risiko, dass bislang wirksame Me-
dikamente gegen bakterielle Infektio-
nen gar nicht mehr oder nur noch be-
grenzt helfen. Jede Anwendung bei 
Mensch oder Tier birgt das Risiko ei-
ner Resistenzbildung.  

Die Massentierhaltung mit ihrem ho-
hen Antibiotikaeinsatz steht hier be-
sonders im Fokus. Die Gesundheit 
von Mensch und Tier im Bereich der 
Resistenzproblematik muss daher so-

wohl im nationalen als auch im inter-
nationalen Rahmen betrachtet wer-
den. Deshalb fordern wir die Bundes-
regierung in einem gemeinsamen An-
trag mit der CDU/CSU-Fraktion u.a. 
dazu auf, die Überwachungssysteme 
zum Antibiotika-Verbrauch zu stär-
ken, die Qualität der Antibiotika-Ver-
ordnungen zu verbessern und die Be-
völkerung weiter für das Thema zu 
sensibilisieren.  

Neben Maßnahmen im humanmedizi-
nischen Bereich gilt es, einen einheit-
lichen Rechtsrahmen für ein umfas-
sendes Hygiene-, Gesundheits- und Haltungsmanagement in der Tierhal-

tung zu entwickeln.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ich meine: 

Die Überwachungssysteme 
zum Antibiotika-Verbrauch 
müssen dringend verstärkt 
werden. Wir dürfen nicht zu-
lassen, dass das Risiko be-
steht, dass bislang wirksame 
Medikamente gegen bakteri-
elle Infektionen gar nicht 
mehr oder nur noch begrenzt 
helfen.  

Kinder haben ein 
Recht auf Bildung 
 
Kinder haben ein Recht auf gute Bildung, von 
Anfang an, unabhängig ihrer Herkunft. Des-
Ƙŀƭō ƘŀōŜƴ ǿƛǊ Ŝƛƴ YƻƴȊŜǇǘ ŦǸǊ αƴŜǳŜ 9ƛƴπ
ǎǘƛŜƎǎŎƘŀƴŎŜƴά beschlossen: Bis zum Jahr 
2025 soll jedem Kind ab einem Jahr eine bei-
tragsfreie Ganztagsbetreuung zustehen 
Mehr: http://ww w.spdfrak-
tion.de/presse/pressemitteilungen/spd-will-
erzieherberuf-aufwerten-2025-beitragsfreie-
ganztags-kita 
 

http://www.spdfraktion.de/presse/pressemitteilungen/spd-will-erzieherberuf-aufwerten-2025-beitragsfreie-ganztags-kita
http://www.spdfraktion.de/presse/pressemitteilungen/spd-will-erzieherberuf-aufwerten-2025-beitragsfreie-ganztags-kita
http://www.spdfraktion.de/presse/pressemitteilungen/spd-will-erzieherberuf-aufwerten-2025-beitragsfreie-ganztags-kita
http://www.spdfraktion.de/presse/pressemitteilungen/spd-will-erzieherberuf-aufwerten-2025-beitragsfreie-ganztags-kita


 

 

 

  

 

 

 

 

 

Parlamentarisches Frühstück: Preisdumping aus China 

Eine wachsende Zahl 
von Unternehmen in der 
EU und Deutschland 
sieht sich chinesischen 
Anbietern gegenüber, 
die durch Preisdumping 
erhebliche Marktanteils-
gewinne anstreben. Bei 
den Wirtschaftsgesprä-
chen in Hamm konnte 
ich diesen Thema mit Dr. 
Heinz Meierkord von der 
Firma Advansa bereits 
erörtern.  

Um sich gegen diesen 
unfairen Wettbewerb zu 
wehren, bleibt allein der Rückgriff auf 

die von der WTO hierfür vorgesehe-
nen Handelsschutzinstrumente. Ende 
2016 läuft ein Teil der Regelungen im 

chinesischen WTO-Bei-
trittsprotokoll, das vor 
15 Jahren unterzeichnet 
wurde, aus. Es besteht 
die große Gefahr, dass 
das EU-Handelsschutz-
instrumentarium gegen 
China seine Wirkung völ-
lig zu verlieren droht. 
Die IndustrieAllianz für 
fairen Handel lädt Sie 
herzlich zu einem parla-
mentarischen Frühstück 
am 29. September 2016 
in Berlin ein, um über 
aktuelle Herausforde-
rungen in den Unterneh-

men zu informieren und gemeinsam 
über Lösungsansätze zu diskutieren.  

Friedrich-Ebert-Realschule aus Hamm im Reichstag 
Schülern der Friedrich-Ebert-Realschule aus Hamm habe ich am Donnerstag zu einem interessan-

ten Gespräch. Die Schülerinnen und Schüler hatten Fragen vorbereitet, bei denen es nicht nur um 

meine Arbeit als Abgeordneter ging, sondern auch um aktuelle politische Themen, wie der Konflikt 

mit der türkischen Regierung. Ich habe erzählt, dass ich noch in diesem Monat in die Türkei reisen 

werde, weil ich der Meinung bin, dass wir trotz des momentan schwierigen Verhältnisses den Dia-

log mit der Türkei aufrechterhalten müssen.   

 

Über fairen Handel habe ich mit Dr. Heinz Meierkord von der Hammer Firma Ad-
vansa in Berlin gesprochen. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nacht der 
Ausbildung in Lünen 

Auch in diesem Jahr fand wieder 
die Nacht der Ausbildung in Lü-
nen statt. Ein tolles Angebot für 
Jugendliche, um sich direkt bei 
Lüner Firmen über Ausbildungs-
möglichkeiten zu informieren. 
Interessierte konnten einen Blick 
hinter die Kulissen der Unter-
nehmen werfen, Azubis und eine 
Vielzahl an Ausbildungsberufen 
kennen lernen. Information aus 
erster Hand. Ich habe mir von 
Astrid Herbers, der Werksleiterin 
von Aurubis in Lünen das Ange-
bot zeigen lassen.  

Menschen mit Behinderung 
im Bundestag 
In den Ausschusssälen des Paul-Löbe-Hauses 
habe ich am vergangenen Freitag und Sams-
tag bei der ±ŜǊŀƴǎǘŀƭǘǳƴƎ αMenschen mit Be-
hinderung" intensiv debattiert und diskutiert, 
unter anderem mit Christian Baran, Thorsten 
Eisenmenger und meinem Kollegen Oliver 
Kaczmarek. 299 Gäste waren der Einladung 
gefolgt. Klaus Thielker aus Lünen war leider 
erkrankt und konnte nicht an der Veranstal-
tung teilnehmen, aber ich bin mir sicher, wir 
werden die Gespräche im Wahlkreis fortfüh-
ren.   

Hier bin ich mit Christian Baran, Thorsten Eisenmenger und meinem Kollegen Oli-
ver Kaczmarek im Paul-Löbe-Haus. 

http://www.luener-nacht-der-ausbildung.net/#!


 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ich verbleibe mit vielen Grüßen aus Berlin und einem herzlichen Glückauf! 

 

 
 

 
 

 
Michael Thews 
 

Mit Michael-Franz Knobloch vom THW-Lünen im Informationszelt beim Sandsäcke stapeln. 

„MdB trifft THW“ 

Bei dieser Veranstaltung testeten 
rund 300 Abgeordnete des Deut-
schen Bundestages an zehn Stati-
onen ihr technisches Geschick 
und Verständnis. Hier erklärt mir 
Michael-Franz Knobloch vom 
THW-Lünen, wie man Sandsäcke 
richtig stapelt. Ich bin froh, dass 
wir unser THW haben, denn der 
Bevölkerungsschutz und die Kata-
strophenhilfe der Bundesrepublik 
Deutschland stehen vor neuen 
Herausforderungen. Die SPD-Frak-
tion möchte sich dauerhaft für die 
Stärkung des Bevölkerungsschut-
zes und der Katastrophenhilfe ein-
setzen und pflegt deshalb schon 
seit Jahren die Diskussion mit den 
Hilfsorganisationen. 

 


